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Das war der GÖD-Bundeskongress

Als Garanten der Zukunft und der 
Verantwortung präsentierten sich Fritz 
Neugebauer und die GÖD bei ihrem 
viertägigen Bundeskongress im Wiener 
Kongresszentrum. Man sollte meinen, 
dass sich die Verantwortung auch auf 
die Arbeit innerhalb der Gewerkschaft 
und auf staatsbürgerliche Tugenden wie 
Demokratie und offene, sachliche Be-
handlung auch umstrittener Themen be-
zögen. Sollte man meinen.

Rasender Fritz:  
Keine Gegenstimmen akzeptiert

Wie weit oder besser wie wenig weit 
es damit ist, zeigt sich schon am Anfang 
der Veranstaltung. Wie schon in den 
Jahren davor, verweigert die „schwar-
ze“ GÖD der UGÖD die ihr nach den 
GÖD-Statuten zustehenden Plätze im 
Vorstand und in sämtlichen Kommissi-
onen, von der Antragsprüfungs- bis zur 
Mandatsprüfungskommission. 

Fritz Neugebauer lässt bei der Abstim-
mung über die Zusammensetzung der 
Gremien nicht einmal unsere Gegen-

stimmen gelten bzw. fragt nicht nach 
anderen Meinungen. Derselbe Fritz, 
der in seiner Eröffnungsrede erklärt, 
dass „Friede nur durch Gerechtigkeit“ 
entstehen kann und dass im gewerk-
schaftlichen Kampf „kein Blatt Papier“ 
zwischen die Mitglieder der GÖD passt. 
Die Beziehung zur UGÖD kann er damit 
nicht gemeint haben. Den Abstand zu ihr 
zu wahren reicht nicht einmal die neueste 
Ausgabe des Wiener Telefonbuches samt 
Gelbe Seiten.

Aber, was soll’s? Nehma ma uns net ois 
zu Herzen, was uns in der GÖD passiert. 
Und schließlich sind wir’s ja gewöhnt.

Initiativantrag:  
Abstimmen, sonst knallt’s!

Mehr als 550 Anträge werden behan-
delt und die meisten davon einstimmig. 
Bröseln gibt es nur bei einem Initiativ-
Antrag der Vorsitzenden der fünf Leh-
rerInnen-Gewerkschaften. Diese Vor-
sitzenden erstellen im FCG-Alleingang 
ein Positionspapier zur Zukunft der ös-
terreichischen Schulbildung und knallen 

das sechsseitige Konvolut am letzten 
Tag den Delegierten vor die Nase. Kei-
ne Zeit fürs Nachlesen, keine Zeit fürs 
Durchdenken. Warum auch? Wie es ein 
FCG-Delegierter ausdrückt: Wenn der 
Antrag nicht zur sofortigen Umsetzung 
angenommen werde, dann spreche man 
den ach so erfahrenen („schwarzen“) 
Vorsitzenden das Vertrauen ab. 

Übersetzung: Hände falten, Gosch’n 
halten! Das Wesen der Religion ist nun 
mal der demütige Glaube an die Kraft 
und Fähigkeiten der Obrigkeiten. Pro-
teste und Appelle der überfahrenen FSG 
und der UGÖD helfen (natürlich) nix. 

Beton – es kommt immer darauf an, 
was man daraus macht

Und so wird das Bekenntnis gegen eine 
gemeinsame Schule der 7- bis 14jährigen 
tief in der GÖD einzementiert. 

Den Leuten vom Bildungsvolksbe-
gehren – am Vortag noch für eine Dis-
kussion eingeladen – wird mit diesem 
Beschluss ausgerichtet, was die GÖD-
VP will: Das HEUTE wird wegen GES-
TERN geschlossen. 

Wie lautet der Slogan des Bundeskon-
gresses: Verantwortung hat Zukunft! 
Die Frage bleibt, wessen Verantwortung 
für welche Zukunft da gemeint ist. Die 
der GÖDVP für eine Gesellschaft ohne 
Gleichmacherei – Pardon! Gesellschaft-
liche Diversität! Man könnte auch sozia-
le Artenvielfalt euphemisieren –, in der 
weiterhin jene Kinder die besten Chan-
cen haben, deren Eltern schon die besten 
Chancen hatten, weil sie begütert oder 
akademisch gebildet waren? Nicht nur 
das Heute, auch das Morgen wird wegen 
Gestern geschlossen.
Peter Steiner

11/2011
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Auch in dieser Ausgabe:
•	 Risse	 im	Beton v. Reinhart Sellner, 

UG sorgt mit Initiativantrag Bil-
dungsvolksbegehren für Bewegung 
am GÖD-Kongress (S. 4).

•	 Interview	 mit	 Niki	 Glattauer von 
Peter Steiner (S. 8)

•	 Reale	Kaufkraftverluste	 sind	 kein	
sehr	guter	Abschluss, ÖLI-UG Stel-
lungnahme 2011 (S. 12)

Serienstart	 „Schulsozialarbeit“ von 
Günter Brus im BS-Kreidekreis 10/2011! 
Download: www.kreidekreis.net!



2

Nr. 11/2011

Impressum: EHV: ÖLI-UG, 
Österreichische LehrerInnen Initiative -  
Unabhängige GewerkschafterInnen für 
mehr Demokratie, 
4643 Pettenbach, Pflasterweg 7. 
Redaktion: Josef Gary Fuchsbauer, Dietmar 
Mühl und die AutorInnen der Beiträge. 
Papierauflage: 6.400. 
Der Kreidekreis ist das Informations- und 
Diskussionsorgan der ÖLI-UG. 
LeserInnen-Beiträge zu schulrelevanten 
Themen sind willkommen! 
ÖLI-Beitritt bzw. Bestellung eines Kreide-
kreisabonnements unter:  
oeli@kreidekreis.net od. 0680 2124358, 
bzw. direkte Einzahlung von 
€ 7,- für ein Kreidekreisabo / Jahr
€ 45,- für Mindestmitgliedsbeitrag / Jahr bzw.
€ 30,- Mitgliedsbeitrag inkl. Kreidekreis-Abo 
und Berufssrechtsschutz / Monat auf 
PSK Nr. 78420320, BLZ 60000, ÖLI

Neue Autorität in der Schule
Kirchenzeitung berichtet über Weg ohne Gewalt
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Den neue Sanktionsmöglichkeiten ge-
gen SchülerInnen (und Eltern) fordern-
den christlichen GewerkschafterInnen, 
ein Hinweis auf die Kirchenzeitung der 
Diözese Linz. Und unten ein PS von mir 
an die nach neuen Strafen Rufenden.

dioezese-linz.at/redaktion/index.php? 
action_new=Lesen&Article_ID=61561 

enthält den ganzen (hier gekürzten) Ar-
tikel von Brigitta Hasch. 

Ein neues Konzept ohne Gewalt, aber 
mit Nähe und Präsenz 

Immer mehr PädagogInnen klagen 
über verhaltensauffällige SchülerInnen. 
Kinder seien zunehmend frech, aggres-
siv und sozial schwierig, sowohl gegen-
über LehrerInnen als auch zu den Mit-
schülerInnen. 

Das Beratungszentrum an der kPH 
Linz geht neue Wege: Das Konzept 
„Neue Autorität“ basiert auf den Erfah-
rungen des Psychologen Haim Omer. 
„Das Um und Auf der neuen Autorität 
sind Regeln“, erläutert Hans Steinkell-
ner, Leiter des Instituts für neue Autori-
tät. „Die Regeln müssen gemeinsam de-
finiert	werden	 und	 es	muss	 gewaltfreie	
Mittel geben, die die Einhaltung dieser 
Regeln garantiert. Respekt und Disziplin 
gehören zusammen.“ 

Handlungsfähig statt ohnmächtig. 
Oberstes Ziel der neuen Autorität ist es, 
die LehrerInnen zu stärken. Anstatt die 
Schuld für das Fehlverhalten von Schüle-
rInnen zwischen Eltern und PädagogIn-
nen ping-pong-artig hin- und herzuschie-
ben, sollten sie gemeinsam ein Netzwerk 
bilden, das mit Stärke statt mit Macht auf 
das Fehlverhalten der Kinder reagiert. 
„Wenn die LehrerInnen ihre Energie 
nicht mehr für die verhaltensauffälligen, 
sondern für die andern SchülerInnen auf-
wenden können, bringt das sehr viel für 
die Klasse. Und es ist eine ganz wichti-
ge Prävention gegen das Ausbrennen im 
Job“, erklärt Dr. Christoph Freudentha-
ler, Leiter des Beratungszentrums. 

Unterstützung im Netzwerk. Die 
„neue Autorität“ lässt Lehrer nicht al-
lein. Gemeinsam mit KollegInnen und 
Eltern wird ein Netzwerk gebildet. So 
ist immer ein Erwachsener „präsent“, 
und das zeigt dem verhaltensauffälli-
gen Schüler Nähe. Die Botschaft lautet: 
„Wir sind da, wir nehmen Anteil, wir 
handeln	und	wir	sind	nicht	hilflos,	denn	
wir sind ein Team!“ In Kursen lernen 
die LehrerInnen, ihr eigenes Handeln zu 
kontrollieren und damit Eskalationen zu 
vermeiden. Statt Machtkampf und Dis-
kussionen wird der Schüler beharrlich 
auf die Konsequenzen seines Handelns 

hingewiesen. Gespräche, die nicht mit 
Furcht, sondern mit Präsenz arbeiten, 
sollen dem Schüler helfen, aus dem bis-
herigen Rollenverhalten auszubrechen. 
„Gewaltfrei und beziehungsfördernd“ 
nennt Steinkellner daher seine Werkzeu-
ge. „Wir wollen die SchülerInnen nicht 
demütigen und kleinmachen. Im Gegen-
teil: Durch unsere Arbeit haben viele 
eine zweite Chance in der Klasse. Die 
meisten erkennen das auch und freuen 
sich richtig darüber.“

Wiedergutmachung statt Strafe. Je 
nach Anlass und Alter des Kindes wird 
besprochen, in welcher Form das mög-
lich ist. Agnes Buttinger, die als Begleit-
lehrerin schon gute Erfahrungen mit der 
„neuen Autorität“ gemacht hat: „Wir ge-
ben uns aber nicht mit einem dahinge-
sagten „Tschuldigung“ zufrieden.“ Weil 
in OÖ LehrerInnen und DirektorInnen 
das Problem fehlender Autorität erkannt 
haben, wird das Konzept von Haim 
Omer	in	der	Praxis	hier	schon	häufig	und	
mit gutem Erfolg eingesetzt.
•	 Beratungszentrum für LehrerInnen 

und Schulen, 0732/772666-4601,  
beratung@ph-linz.at 

•	 Institut für Neue Autorität, St. Pölten, 
0650/9829892, www.neueautoritaet.at 

Mein Postskript:
Das SchUG hält auch jetzt schon die 

Regeln klar fest, z.B.:
•	 SchülerInnen haben herbeigeführte 

Beschädigungen oder Beschmutzun-
gen zu beseitigen 

•	 LehrerInnen haben „die der Erzie-
hungssituation angemessenen persön-
lichkeits- und gemeinschaftsbildenden 
Erziehungsmittel anzuwenden“ 

•	 Nötigenfalls sind die zuständigen Ju-
gendwohlfahrtsträger einzuschalten 

•	 SchülerInnen können bis zu 4 Wochen 
vom Schulbesuch suspendiert werden 

•	 Letztlich kann ein/e Schüler/in von 
der Schule oder von allen „Schulen in 
einem näher zu bestimmenden Um-
kreis“ ausgeschlossen werden 

§	43	„Pflichten	der	Schüler:	Die	Schü-
ler	sind	verpflichtet,	durch	ihre	Mitarbeit	
und ihre Einordnung in die Gemein-
schaft der Klasse und der Schule an der 
Erfüllung der Aufgabe der österreichi-
schen Schule (Par 2 des Schulorganisa-
tionsgesetzes) mitzuwirken und die 
Unterrichtsarbeit (§ 17) zu fördern. Sie 
haben den Unterricht regelmäßig und 
pünktlich zu besuchen, die erforderli-
chen Unterrichtsmittel mitzubringen 
und die Schulordnung bzw. die Haus-
ordnung einzuhalten“ usw.
Gary Fuchsbauer, fuchsbauer@oeli-ug.at 
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Heute wegen gestern geschlossen!
Augenblicke des GÖD-Bundeskongresses

Mit den Worten: „Zwischen uns passt 
kein Blatt Papier!“, beschwört Fritz Neu-
gebauer die Solidarität in der GÖD. Das 
gilt wohl auch für den neuen Vorstand: 
Zwischen schwarze und rote Granden 
passt kein Blatt Papier und schon gar 
keine Parteiunabhängigen.

Überfallsartig präsentieren am Ende 
des Kongresses die schwarzen Lehrer-
gewerkschaftsvorsitzenden einen Initi-
ativantrag für eine bessere Schule und 
wollen ihn auch gleich abstimmen, ohne 
Inhalte zu nennen. Es bleibt keine Zeit 
zum Lesen der 6 Seiten. Doch die Dis-
kussion ist nicht zu verhindern. UGÖD 
und FSG protestieren gegen die anti-
demokratische Vorgangsweise und Auf-
rufe zu „Führertreue“ durch FCG-Spre-
cher („Vertraut doch euren Vorsitzenden, 
die haben die Erfahrung!“).

Das mit der „Führertreue“ ist gar 
nicht so weit hergeholt. Ekkehard Quin, 
Vorsitzender der AHS-Gewerkschaft, 
plädiert für die Beibehaltung des Sta-
tus Quo in der Schule mit dem Spruch 
„Jedem das Seine!“. Quin weiß, dass 
Österreichs	 Schule	 soziale	 Schieflagen	
erzeugt und nimmt das in Kauf. Der stu-
dierte Historiker Quin übersieht, dass 
„Jedem das Seine!“ das Motto über dem 
Eingang zum KZ Buchenwald war.

Der nachlässige Umgang mit Nazi-
Sprüchen macht Quin eigentlich rück-
trittsreif. „Gute Hauptschulen (neue 
Mittelschulen) für alle und sehr gute 
Gymnasien für die besseren Kinder.“, 
schreibt ein Meister Ekkehard, „Zivili-
dentität unbekannt“ in einem SN-Pos-
ting (11.11.11, 11:05). Und es ereifert sich 
der Meister Ekkehard weiter und ruft 
in FPÖ-Diktion zu einer Koalition der 
ÖVP mit den Freiheitlichen auf: „Auch 
die FPÖ steht hinter dieser Zukunftsvisi-
on für die Kinder unserer Leute. Schluss 
mit dem linkslinken Schlechtreden un-
serer Schule. Reden wir Deutsch: Es ist 
Zeit für einen schwarz-blauen Schulter-
schluss.“

http://diepresse.com/home/bildung/
schule/682776/Bildungsvolksbegehren_
Die-Anhaenger-die-Argumente-die-
Gegner?_vl_backlink=/home/bildung/
schule/hoehereschulen/707494/index.
do&popup=&direct=704522

Nach der geglückten fcg-Mehrheitsab-
stimmung über das Positionspapier der 
schwarzen LehrerInnen-Gewerkschafts-
führer kann die GÖDVP jubeln, Gleich-
macherei in Österreichs Gesellschaft 
nicht zugelassen zu haben. Die soziale 
Artenvielfalt ist gerettet!
Peter Steiner, steiner@oeli-ug.at

GÖD–Bundeskonkress 2011
Fritz Neugebauer wird wieder zum GÖDVP-Vorsitzenden gewählt

Die fcg diskutiert das Bildungsvolksbegehren

Abwehr der gleichmacherischen Gesamtschule geglückt
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Diskussionsleiter dieses letzten Tages-
ordnungspunktes zur Abstimmung ge-
bracht. Während der Diskussion wurden 
eilig 50 Exemplare vors Podium gelegt, 
für fast 600 anwesende Delegierte, 
Lesezeit keine. Das Verweisen dieses 
Überraschungsantrags an den Vorstand 
(Antrag UGöD, FSG) war nichts für den 
Neugebauer-Nachfolgekandidaten Nor-
bert Schnedl: Schluss der Debatte und 
Antrag auf uneingeschränkte Annahme. 
Er wurde mit großer fcg-Mehrheit ange-
nommen - gegen die Stimmen von FSG, 
UG und der fraktionsunabhängigen Uni-
versitätslehrerInnen.

„Unsere Vorsitzenden vertreten die 
Mehrheit und wissen was die Mehrheit 
der Lehrer will.“ (Schnedl). „Unser gu-
tes Schulwesen kann verbessert werden, 
aber nicht durch die Gesamtschule, son-
dern durch noch mehr Differenzierung. 

... suum cuique, sagt schon der antike 
Philosoph, zu gut Deutsch: Jedem das 

Seine!“ (AHS-Vorsitzender Quin) 

„Lehrer brauchen wegen der zuneh-
menden Verhaltensauff älligkeiten von 
Schülern mehr Erziehungsmittel, wenn 
vorgeladene Eltern nicht in die Schule 

kommen, sind sie bei der 
Jugend wohlfahrt anzuzeigen.“ 
(APS-Vorsitzender Kimberger). 

Der Initiativantrag auf Unterstützung 
des Bildungsvolksbegehrens, als erster 
Initiativantrag am 8.11. eingebracht, kam 
am 10.11. als allerallerletzter zur Abstim-
mung. Kalkül: Überholt, weil die Eintra-
gungsfrist in wenigen Stunden endet und 
weil viele Forderungen in Einzelanträ-
gen des GÖD-Kongresses ohnehin ent-
halten sind. Als Diskussionauslöser hat 
er funktioniert, Medien haben darüber 
berichtet, dass es in der GÖD nicht nur 
Neugebauers „schwarze“ Betonfraktion 
gibt, sondern auch parteiunabhängige  
GewerkschafterInnen, die wie viele sozi-
aldemokratische Delegierte (Ausnahme 
Zahradnik, stv. AHS-Vorsitzender) in 

Initiativantrag 
Bildungsvolks begehren

13 ordentliche UGöD-Delegierte von 
663 Delegierten (zwei Drittel FCG, ei-
nes FSG) verschafften mit einem Initi-
ativantrag den Anliegen des Bildungs-
volksbegehrens die der Bildungsfrage 
zustehende Aufmerksamkeit am GÖD-
Bundeskongress. FCG und FSG hat-
ten nämlich keinen Leitantrag Bildung 
zustande gebracht und die Notlage der 
Universitätsbediensteten, Wissenschaft 
und allgemeines Personal, fanden nur in 
den Wortmeldungen von Unabhängigen 
GewerkschafterInnen die Beachtung, 
die diesem Bereich zukommt. 

Das Volksbegehren war im Vorfeld des 
GÖD-Kongresses von der fcg.GÖD aus 
standes- und parteipolitischen Gründen 
und ohne Diskussion mit befürworten-
den KollegInnen nicht offen abgelehnt, 
aber hintergründig hintertrieben wor-
den. Die ArbeitnehmerInnenvertre-
tungen ÖGB, alle anderen Teilgewerk-
schaften und die AK unterstützten das 
Volksbegehren, ebenso Industriellen-
vereinigung, SozialdemokratInnen, 
Grüne und zahlreiche NGOs, darunter 
die ÖLI-UG. Für die GÖD als Vertre-
terin der ArbeitnehmerInneninteressen 
im öffentlichen Sektor waren Kinder-
gartenausbau, gemeinsame Schule, 
Ganztagsschulen und mehr Geld für 
Unis und Bildung = zusätzliche Arbeits-
plätze, bessere Arbeitsbedingungen für 
öffentlich Bedienstete und Ausgeglie-
derte bis zum Eröffnungstag des Bun-
deskongresses kein Thema. 

VolksbegehrerInnen hatten die Idee, 
am GÖD-Kongress, der zeitgleich mit 
der Eintragungswoche tagte, eine öf-
fentliche Diskussion zu versuchen und 
damit noch einmal fürs Unterschreiben 
zu mobilisieren. UGöD-Delegierte for-
mulierten einen Initiativantrag, der die 
Unterstützung von FSG-KollegInnen 
fand, die mit dem ÖVP-Kurs der fcg.
GÖD nicht einverstanden sind – damit 
waren die vorgeschriebenen 64 Unter-
schriften gegeben und der Antrag muss-
te diskutiert und abgestimmt werden. 
Dieser Antrag und die Kundgebung der 
VolksbegehrerInnen vor dem Austria 
Center, die eine Grußbotschaft an den 
GÖD-Bundeskongress vortragen woll-
ten, veranlasste Fritz Neugebauer dazu, 
Daniel Landau (LehrerInnen für das Bil-
dungsvolksbegehren) und Johanna Zau-
ner (Katholische Jugend, Vorsitzende 
der Bundesjugendvertretung) am zwei-
ten Kongresstag Rederecht und Redezeit 
zu gewähren. 

Ohne von Zwischenrufern gestört zu 
werden, hörten die Delegierten über 
die sozial- und demokratiepolitische 
Dimension von Bildung, auch von der 
mitmenschlichen und der wirtschaftli-
chen Notwendigkeit von Schulreform, 
die gemeinsame Schule inbegriffen. Da-
mit war die öffentlich Diskussion in der 
GÖD eröffnet. Reden, Zuhören, Streiten 
statt Totschweigen und Aussitzen.

Die konkreten Beschlüsse des GÖD-
Kongresses haben weder der Appell von 

Landau und Zauner noch der Initiativan-
trag in Richtung Reformbereitschaft und 

Nachdenklichkeit beeinfl usst. 

Noch nicht. Sie haben aber deutlich 
gemacht, was die fcg-Vorsitzenden der 
LehrerInnengewerkschaften und was 
die GÖD insgesamt der schweigende 
fcg.GÖD-Mehrheit zumutet: 

Quin,(AHS), Kimberger (APS) und 
ihre schwarzen Vorsitzkollegen, die in 
den Monaten vor dem Kongress keinen 
gemeinsamen Leitantrag Bildung for-
mulieren konnten oder wollten, sahen 
sich veranlasst, ihrerseits einen „Initia-
tivantrag der Vorsitzenden“ einzubrin-
gen, von dem FSG- und ÖLI-UG-stell-
vertretende Vorsitzende erst unmittelbar 
vor der Abstimmung erfuhren, ebenso 
die übrigen Delegierten. Über sechs 
(6) Seiten Antragstext wurden vom 

Risse im Beton
UG sorgt mit Initiativantrag Bildungsvolksbegehren für Bewegung am GÖD-Kongress
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ÖVP-Regierung vorgeschlagen haben. 
Beim Bundestag der AHS-Gewerkschaft 
wurde dieser Antrag zwar inhaltlich 
auf AHS-Dimensionen zurechtgestutzt, 
ÖGB und AK als Verbündete der GÖD 
mussten ebenfalls herausgenommen 

werden, aber die Überschrift und die 
Grundintention blieb erhalten. 

Dass der Inhalt dieses Antrages in kei-
nen der großteils verschwommenen Leit-
anträge aufgenommen wurde, sondern 
als einer von vielen Bildungsanträgen 
abgestimmt wurde, tut dem Erfolg kei-
nen Abbruch: Kalkül 1 (Annahme) und 4 
(an den ÖGB) und beides einstimmig ha-
ben viele andere Anträge nicht geschafft. 
Und die UG im ÖGB kann sich auf diesen 
GÖD-Beschluss berufen, wenn es gegen 
die Schuldenbremse geht, mit der Reiche, 
Anleger und FinanzspekulantInnen ab-
gesichert und ArbeitnehmerInnen weiter 
zusammengestaucht werden sollen. Weil 
die anscheinend geduldiger und weniger 
sensibel sind als die Finanzmärkte und 
das Schicksal überhaupt.

Lasst 1000 Blumen blühen …
Risse im Beton sind zu wenig. Wenn 

widerständige Initiativen, bewährte 
und neue, bei den Betriebsratswahlen 
2011 und den nächsten Personalvertre-
tungswahlen solidarisch beleben kön-
nen, dann wird’s den Beton zerbröseln. 
Wenn, dann. Why not? Wir lernen im 
Gehen, auch beim Hinausgehen ans 
Rednerpult des GÖD-Kongresses, nach-
haltiger an den Dienststellen und in den 
Betrieben, von und mit den KollegInnen.

GET UP, STAND UP
Stand up for your rights 
Get up, stand up 
DON´T GIVE UP THE FIGHT!
(Bob Marley)

Reinhart Sellner, UGöD-Delegierter
Fotos: Thomas Vanorek

werden einmal mehr das bislang intrans-
parent tagende GÖD-Schiedsgericht 
anrufen und die Aufhebung der sta-
tutenwidrigen Zusammensetzung des 
Vorstandes einfordern. Nutzt das nix, 
bleibt die zivilrechtliche Klage gegen 
den ÖGB (den Dachverein der Teilge-

werkschaften, die keine eigene Rechts-
persönlichkeit haben) als letztes, bisher 
nicht wahrgenommenes Rechtsmittel 
zur Durchsetzung von demokratischen 
in den Vereinssatzungen festgeschriebe-
nen Mitglieder-Rechten.

Anerkennung der UGöD hat es den-
noch gegeben. KollegInnen anderer 
Fraktionen haben uns nicht wie früher 
mitleidig ihr Beileid ausgesprochen, son-
dern unsere Argumente aufgegriffen, für 
unsere ungebrochene sachlich-freundli-
che Wahrnehmung von KollegInnenin-
teressen Respekt gezeigt und mehrmals 
und irritiert gefragt, woher wir die Kraft 
nehmen, trotz fortgesetzter Nichtachtung 
und auch offenen Demütigungen durch 
Neugebauer und andere Spitzenfunktio-
näre (alle männlich) engagierte Gewerk-
schafterInnen zu bleiben, seit 10, 20, fast 
30 Jahren (UG-Gründung als Dach von 
Unabhängigen im ganzen ÖGB 1991, 
erste ÖLI-UG-Kandidatur 1983).

GÖD einstimmig für ein Kon junk  tur  
paket Bildung, Soziales und öffentli
cher Dienst:

Annahme durch den Kongress und 
Weiterleitung der Forderung an den 
ÖGB - diesen UGöD-Antrag haben wir 
bis zum GÖD-Bundeskongress durch-
bringen können. Wir sind 2009 mit die-
ser Hauptforderung in die Personalver-
tretungswahlen gegangen, haben diese 
Forderung auf jedem der wenigen Zent-
ralvorstände (auf GÖDisch: Bundeskon-
ferenz) eingebracht, zuletzt im Frühjahr 
2011, als wir Aktionen gegen das rest-
riktive Finanzrahmengesetz der SPÖ-

Opposition zur ÖVP-Mehrheit stehen. Es 
gibt Risse im Beton.

Gewerkschaftsdemokratie und Frak
tionsanerkennung der UG in der GÖD

Diese unendliche Geschichte woll-
ten die Unabhängigen 2011 zu einem 
guten Ende bringen. Laut GÖD-Statut 
müssten alle Gewerkschaftsorgane nach 
Stärkeverhältnissen der WählerInnen-
gruppen bei Personalvertretungs-, Be-

triebsrats- und Gewerkschaftswahlen 
zusammengesetzt werden. Da die Ver-
tretung im Vorstand über die Fraktions-
anerkennung und die Besetzung eines 
Referates samt Infrastruktur in der GÖD 
entscheidet und da der UGöD nach den 
GÖD-offiziellen	 Stimmenverhältnissen	
nach dem d´Hondtschen Verfahren das 
14. von 18 Vorstandsmandaten zusteht, 
kandidierte die UGöD Reinhart Sellner 
für den Vorsitz. Die Wahlvorschlags-
kommission, bestehend aus FCG und 
FSG beschloss einstimmig, einen reinen 
FCG-FSG-Vorstand wählen zu lassen. 
Der üble Rechentrick: Vorsitzender Neu-
gebauer und seine 5 StellvertreterInnen 
werden nicht zum Vorstand gezählt, blei-
ben 12 „weitere Vorstandsmitglieder“. 
Vorschlag der UGöD an die Delegier-
ten: Schreibt Reinhart Sellner auf dem 
Vorstandsstimmzettel dazu, und da das  
Statut	 keine	 fixe	 Vorstandszahl	 kennt,	
braucht ihr auch niemand zu streichen.

Das Wahlergebnis wurde ohne die Zahl 
der Stimmen für den UGöD-Vertreter 
genannt. Da der UGöD nur 13 Delegierte 
zugestanden worden sind, wären schon 
20 oder 30 ein bemerksneswertes Ergeb-
nis. Net amoi ignorieren. Immerhin: Fritz 
Neugebauer erklärte gegenüber einzel-
nen UGöD-Delegierten, dass man ja den 
Sellner zu Vorstandssitzungen einladen 
könne, also irgendwie fast eine Frakti-
onsanerkennung. Ähnliche Neugebauer 
Zusagen gibt es schon seit inzwischen 15 
Jahren. Die Unabhängigen, im ÖGB und 
in anderen Gewerkschaften als Fraktion 
anerkannt und im Vorstand vertreten, 
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Testen, testen, testen, ... ! Wozu? Für wen?

Österreich testet:
Pisa Studie, SLS (Salzburger Lese-

screening), Bildungsstandards, Wiener 
Lesetest 2011, IKM, Elfe- bzw. Alex-
Test – eine Aufzählung ohne Anspruch 
auf Vollzähligkeit. 

Das schlechte Abschneiden bei der 
Lesekompetenz führte vor Jahren zum 
verpfl	ichtenden	 Salzburger	 Lesescree-
ning in den 3. Klassen VS (siehe kriti-
scher Kommentar Bernhard/Weghofer 
in	apfl	spalten	04	und	ZV-Journal	9/04).

Laut Pisa 2010 haben sich die Lese-
leistungen	 aber	 weiter	 signifi	kant	 ver-
schlechtert. Es folgte der Wiener Lese-

test	2011,	fl	ächendeckend	für	die	4.	und	
8. Schulstufe.

Die Auswertung ergab 24% „Risiko-
schülerInnen“ in der 4. und 19% in der 
8. Schulstufe. Es gibt aber keine diffe-
renzierte Erklärung, in welchen Be-
reichen die Schwächen zu suchen sind 
(basale Lesefertigkeit, Wortverständnis, 
Sprachkenntnisse, Lesegeschwindig-
keit, Decodierung), obwohl diese Infor-
mationen für die Förderung unbedingt 
notwendig wären.

Also folgen die nächsten Tests „Elfe 
(VS) und Alex (8.Schulstufe)“, diesmal 
durchzuführen von den LehrerInnen für 
die Lese-Kompetenzförderung, die nun 
die „leichte“ Aufgabe haben, die Kinder 
zu fördern: Basale Lesefertigkeit, Ver-
besserung der Lesetechnik, Übungen 
zur Sinnentnahme, Aufbau eines alters-
gemäßen deutschen Wortschatzes.

In allen diesen Bereichen erwartet man 
sich offensichtlich in kurzer Zeit – der 
nächste Wiener Lesetest ist bereits am 
29. Februar 2012 – Verbesserungen und 
Fortschritte. Es ist fraglich, ob sich der 
immense	 fi	nanzielle	 und	 organisatori-
sche Aufwand lohnen wird. Nicht verges-
sen sollte man übrigens die Stressbelas-
tung der Kinder durch die wiederholten 
Testungen.

GESCHÜTZT  mit Recht
OFFENSIV  im Diskurs
TRANSPARENT in ihren Entscheidungen
ORIGINELL  in ihren Ideen
KOMPETENT  in der Beratung
ENGAGIERT  in ihren Aktivitäten
UNABHÄNGIG von Parteien

steht fest:
Wer immer an irgendwelchen Schrauben dreht und Hebeln
drückt, um das Schul- und Bildungswesen zu verändern - es
braucht eine Gewerkschaft.1

unabhängige Bildungsgewerkschaft

be
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te
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ubg, harderstraße 46, 6923 lauterach, m 0664 2116192, 
office@bildungsgewerkschaft.at, www.bildungsgewerkschaft.at

Es gibt nur eine

Barbara Weichinger
Personalvertreterin für 
apfl	-UG	im	17.IB

Susanne Weghofer
Personalvertreterin für 
apfl	-UG	im	17.IB

Ergebnisse werden schlechter!
Wie sind die schlechter werdenden Er-
gebnisse zu erklären?

•	 Haben sie vielleicht auch etwas mit 
den kontinuierlichen Einsparungen 
der letzten Jahre bei Zusatzlehrer/in-
nen (Begleit-, Förder-, Stütz- und mut-
tersprachliche Lehrer/innen) zu tun?

•	 Wieso wurden die knapp bemessenen 
Sprachförderkurse entgegen allen 
sprachwissenschaftlichen Erkennt-
nissen an die Stelle des integrativen 
Begleitlehrer/innensystems gesetzt?

•	 Warum gibt es kaum wissenschaftli-
che Evaluierungen und pädagogische 
Unterstützung in Klassen mit einer 
hohen Anzahl von Kindern mit einer 
anderen Erstsprache als Deutsch?

Es fehlt eine fundierte Analyse der 
Schwächen und Besonderheiten des 
Schulsystems. Diese sollte dann zu 
Maßnahmen zur Verbesserung der Bil-
dungschancen führen Zu Maßnahmen 
und Reformen, die nicht in erster Linie 
vom Gedanken der möglichen Einspa-
rungen getragen sind. Im übrigen halten 
wir es für wichtig, dass die „Basis“, also 
die Lehrer/innen, mehr in Analyse und 
Entscheidungen eingebunden werden.
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besser als ein „Einser“ in der Haupt-
schul-Unter(Basis)klasse der Vorarlber-
ger Mittelschule. So etwas kann man 
zwar ausrechnen, aber für Bildungspro-
fessionalistInnen ist ein solches System 
denkunmöglich. 

Wer wird unter solchen Bedingungen 
noch für die Basisgruppe in der VMS 
übrig bleiben? 
Manfred Sparr, HAK Bregenz
FA-Vorsitzender, sparr@oeli-ug.at

Wollen Sie besser informiert 
sein? Besuchen Sie uns auf 

Das derzeitige österreichische Bil
dungssystem ist krank – sehr krank 
und muss sehr bald einer Radikalkur 
unterzogen werden. 

Und zwar ohne weitere Verzögerung, 
denn kranke Systeme produzieren im-
mer schneller und immer mehr oft ab-
surde und irreale Mechanismen und Re-
geln, um sich noch irgendwie am Leben 
zu erhalten. Ein Bespiel von vielen ist 
die neue VMS (Vorarlberger Mittelschu-
le), die nur deshalb erfunden wurde, um 
die „Gemeinsame Schule“ zu verhin-
dern, weil eine funktionierende Gesamt-
schule das derzeitige Bildungssystem in 
sich ad absurdum führen würde, weil es 
die viel zu frühe Trennung der Schüler/
innen nicht braucht. 

Die VMS erfordert aktuell (nach 4 Jah-
ren gibt es die ersten AbsolventInnen) 
eine Neugestaltung des Aufnahmever-
fahrens in die höheren und mittleren 
Schulen – HAK, HAS, HTL, HLW, 
BAKiP und BORG. 

Das Aufnahmeverfahren bewertet die 
Noten der Schüler/innen in der 8. Schul-
stufe, der jetzigen „4. Klässler“. Das Er-
gebnis des neuen Aufnahmeverfahrens 
offenbart die Fehlentwicklung durch die 
VMS .

Vorarlberger Mittelschule – absurd, 
weltfremd und unverzeihlich unge
recht.

Konkret: Ein Sehr Gut in der Basis-
gruppe (die „Hauptschüler“ in der VMS) 
entspricht einem Sechser in der soge-
nannten Erweiterungsgruppe und der 
AHS. Das ist absurd, weltfremd und un-
verzeihlich ungerecht. 

Die Argumentation, dass das alte Sys-
tem auf die Bedingungen der VMS um-
gelegt wurde, ist ja rechnerisch korrekt 
und man darf den Verantwortlichen des-
halb auch keinen Vorwurf machen. Sie 
mussten so reagieren, denn es war eine 
vom System erzwungene Entscheidung. 
Aber pädagogisch und bildungspolitisch 
ist es eine Bankrotterklärung, weil sie 
jene Schüler/innen, deren Begabungs-

profi	l	nicht	 in	dieses	–	kranke	–	Schul-
system passt, de facto abschreiben.

Keine Chance für eine höhere Schule:
Ein/e Schüler/in der VMS-Basisgruppe 

hat keine Chance in eine höhere Schule 
aufgenommen zu werden, was Sie jeder-
zeit selbst mit dem Chancenrechner des 
LSR - Vorarlbeg testen können! 

Das Ergebnis der „Vorarlberger Murx-
Schule“ – sprich VMS, um die gemein-
same Schule zu verhindern – ist, dass 
wir jetzt ein Schulsystem der 10–14-Jäh-
rigen mit zwei Schultypen haben, die in 
der Bewertung komplett voneinander 
abgekoppelt sind. Ein Zwei-Klassensys-
tem, durch eine große Kluft getrennt. 

Ein „Fünfer“ in der AHS-
Ober(Lehrplan)liga ist um eine Note 

Höhere Schule?
Keine Chance mehr für VMS (Vorarlberger Mittelschule) – Hauptschüler

So funktioniert das Vorarlberger Aufnahmeverfahren:
Die Schüler/innen der Vorarlberger Mittelschule VMS werden in Mathematik, 
Englisch und Deutsch in zwei Zweige eingeteilt:

•	VMS-Erweiterungsgruppe – AHS-Lehrplan/Niveau  
•	VMS-Basisgruppe – Hauptschullehrplan/Niveau 

Die Bewertung der Noten aus Deutsch, Englisch und Mathematik für die Auf-
nahme in die höheren- und mittleren Schulen wird wie folgt durchgeführt:

•	AHS und VMS-Erweiterungsgruppe – AHS-Lehrplan: 
Punktezahl = Note x 2

•	VMS – Basisgruppe – HS-Lehrplan: 
Punktezahl = (Note + 5 Punkte) x 2

Also: Ein Sehr gut in der Basisgruppe in M, E, D entspricht einem „Sechser“ (eine 
Note schlechter als ein „Nicht genügend“) in der AHS oder der Erweiterungs-
gruppe VMS.

Beispiel 1: 
AHS- oder VMS-Schüler/in Erweiterungsgruppe: M 4; D 4; E 4; Geschichte und 
Sozialkunde 4; Geographie und Wirtschaftskunde 4; Biologie und Umweltkun-
de 4; die bessere Note aus Chemie oder Physik 4. 

4*2 + 4*2 + 4*2 + 4 + 4 + 4 + 4 = 40 Punkte

VMS-Schüler/in der Basisgruppe: M 1; D 1; E 1; Geschichte und Sozialkunde 1; 
Geographie und Wirtschaftskunde 1; Biologie und Umweltkunde 1; die bessere 
Note aus Chemie oder Physik 1.

(1 + 5)*2 + (1 + 5)*2 + (1 + 5)*2 + 1 + 1 + 1 + 1 = 40 Punkte

wird in keine höhere Schule aufgenommen und bei einigen mittleren Schulen 
ist die Aufnahme unsicher (siehe Downloads unten)

Beispiel 2:
AHS- oder VMS-Schüler/in Erweiterungsgruppe: M 3; D 3; E 2; Geschichte und 
Sozialkunde 2; Geographie und Wirtschaftskunde 2; Biologie und Umweltkun-
de 2; die bessere Note aus Chemie oder Physik 1. 

3*2 + 3*2 + 2*2 + 2 + 2 + 2 + 1 = 23 Punkte

wird in alle Schulen aufgenommen (siehe Downloads unten). Probieren Sie auf 
dem Chancenrechner weitere Beispiele aus. WARNUNG: Gute stabile Gesund
heit und starke Nerven erforderlich! 
Chancenrechner: https://ssl.schulanmeldung.at/chancenrechnervorspann.php5

Offi	zielle	PP-Präsentation	des	LSR	(S.	6)
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Lieber Niki, danke, dass du Zeit für 
das Interview hast. Fangen wir mit etwas 
Persönlichem an. Du warst Journalist 
und hast dich dann dazu entschlossen, 
Lehrer zu werden. Wie kam das?

Ich wollte etwas tun, von dem ich dach-
te, es sei sinnvoller. Ich war ja damals 
auf der Boulevard-Schiene. Damals hat 
der Journalismus angefangen so zu wer-
den, wie er heute in weiten Teilen ist.

War der Beruf des Journalisten nicht 
das Richtige?

Gratis- und Halbgratisjournalismus 
– und vor allem deren Proponenten – 
haben entscheidend dazu beigetragen, 
dass nicht mehr diejenigen Journalistin-
nen werden, die die Welt verbessern wol-
len oder zumindest schreiben, sondern 
vor allem jene „Schweinchen, die alles 
machen“. Das ist für mich definitiv nicht 
das Richtige.

Wenn du vergleichst, welcher der bei-
den Berufe lässt dir mehr Möglichkeiten, 
deine Vorstellungen zu verwirklichen?

Als Lehrer kann ich mich auch nicht 
„verwirklichen“. Aber ich kann mich je-
den Abend in den Spiegel schauen. Man 
ist ja als Lehrerin generell sehr frei. 
Das begreifen Lehrerinnen gar nicht. 
Die wenigsten wissen, wie es ist, ständig 
unter den Blicken eines / einer Vorge-
setzten arbeiten zu müssen, ständig un-
ter Konkurrenzdruck zu arbeiten, dich 
ständig dafür rechtfertigen zu müssen, 
was du tust oder unterlässt. Unter Druck 
funktioniert gute Arbeit bei den meisten 
Menschen nicht. Ich lege diese Erkennt-
nis übrigens auf meine Schülerinnen 
um, ich versuche, ihnen den ungesunden 
Druck so gut ich kann zu ersparen.

Ganz kannst du das Schriftstellern ja 
nicht lassen. Du hast zwei Bücher dazu 
geschrieben, wie das Lernen und Lehren 
in Österreich behindert wird bzw. wo 
die Probleme im Bildungssystem liegen 
und wie sie behoben werden können. Er-
hoffst du dir davon irgendeine positive 
Veränderung oder warum schreibst du?

Grundsätzlich glaub ich schon, dass 
steter Tropfen den Stein höhlt. Allerdings 
muss man in unserem Schulsystem offen-
sichtlich auch in solchen Zeitdimensio-
nen  denken, dafür bin ich offenbar ein 
bisschen zu ungeduldig. 

Ja, ich will etwas verändern. Ich glau-
be, dass in unserem Schulsystem ganz 
viel ganz falsch läuft. Auf Kosten der 
Schülerinnen, aber auch auf Kosten der 
Lehrerinnen. Sie sind doch die Haupt-
personen auf dieser Bühne. Aber sie 
werden nicht gefragt, sie werden mani-

puliert, von der Politik, von der eigenen 
Gewerkschaft, die sie in den diversen 
politischen Suppen sukzessive auskocht  
– und man lässt die Lehrerinnen für po-
litisches Kleingeld im Regen stehen. Ich 
habe einen Leitspruch, der lautet: Wenn 
du merkst, dass du ein totes Pferd rei-
test, steig ab. Ich weiß nicht, wie lange 
ich das Pferd noch reite. Damit meine 
ich aber nicht die Arbeit als Lehrer, son-
dern mein Engagement für eine bessere, 
sozial gerechtere und kindergerechterer 
Schule. 

 
Wie siehst du die ideale Schule, um auf 

die gegenwärtige Situation zu reagieren?
Die Kinder gehen gern hin, die Lehre-

rinnen gehen gern hin – und wenn sie am 
Abend nach einem 8-Stunden-Tag nach 
Hause gehen, haben alle zusammen frei. 
Vollkommen schulfrei. Dazwischen sor-
gen sie gemeinsam dafür, dass aus den 
Kindern selbstbewusste, reflektierende 
junge Erwachsene werden, die wissen, 
wo ihre Neigungen und Eignungen lie-
gen – um ihr weiteres Leben danach 
ausrichten zu können.

 
In der „PISA-Lüge“ schlägst du vor, 

dass	die	Wiener	Pflichtschulkinder	quer	
durch die Stadt aufgeteilt werden sollen, 
um eine Durchmischung zu erreichen. 
Wie soll das ohne Gefahren für die 
Kinder und für ihr Zusammenleben im 
Wohnbezirk geschehen?

In meinem Buch „Die PISA-Lüge“ zitie-
re ich den berühmten deutschen Schrift-
steller und Künstler mit türkischen El-

tern Feridun Zaimoglu, der sagt: Kinder 
NICHT aufzuteilen, ist Blödsinn. Kinder 
mit anderen Muttersprachen hätten ein 
Recht darauf, unter Kindern beschult zu 
werden, die mehrheitlich Deutsch spre-
chen. Er sagt auch: Aber das trauen 
sich die Politiker nicht, weil sie Angst 
haben vor den Bildungsbürgern, die für 
ihre Kinder einen Nachteil erwarten. Zu 
Unrecht, wie ich behaupte. Es gibt kein 
Land, das seine Müllentsorgung logis-
tisch besser bewältigt als Österreich, 
vor allem keine Großstadt, die das bes-
ser kann als Wien. Wir werden das, was 
wir beim Müll schaffen, doch bitte bei 
Kindern erst Recht schaffen, oder? Wir 
brauchen ein Shuttlebus-System, das 
dafür sorgt, dass unsere  Kinder in jene 
Schule gehen, in die sie von ihren Eig-
nungen, Neigungen und Möglichkeiten 
(eben auch den sprachlichen) hinpas-
sen und nicht in jene, die segregieren, 
die einen ins Töpfchen, die anderen ins 
Kröpfchen

 
Was ist für die dich die dringendste 

Maßnahme, um die Probleme im Schul-
system zu minimieren?

Eine Regierung installieren, der es pri-
mär um die beste Schule geht und nicht 
um die beste Performance bei der eige-
nen Stammwählerschaft.

 
Der	 Chef	 der	 PflichtschullehrerInnen-

Gewerkschaft Kimberger hat kürzlich 
gefordert, deutlichere und härtere Sank-
tionen gegen „störende“ SchülerInnen zu 
erlauben. Sind fehlende Sanktionen Ur-

Interview mit Niki Glattauer
von Peter Steiner

© Niki Glattauer
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sache für schlechte Bildungsergebnisse?
Klares Nein. Eines der schulischen 

Hauptprobleme liegt darin, dass das 
System Schule alt mit den Menschen 
einer aufgeklärten, modernen  Gesell-
schaft nicht kompatibel ist. Kinder wol-
len nicht mehr wie Soldaten beschult 
werden, wie Rekruten – Anstellen, Zwei-
erreihe und der Mund ist zu! -, aber un-
ser System lässt etwas anderes ja gar 
nicht zu. Zu viele Kinder pro Lehrerin, 
zu wenig Platz, kein Auslauf, zu viel auf 
Stühlen und in Bänken. Dazwischen viel 
toter Gangraum. Schule passiert immer 
noch in Kasernen. Wenn Sie heute in eine 
Schule gehen, dann schaut die in der Re-
gel aus wie vor 50 Jahren. Stellen Sie 
sich vor, ein Spital würde noch aussehen 
wie vor 50 Jahren. Schule muss nicht in 
möglichst großen Häusern erfolgen, wo 
eine Lehrperson vor 20,30 Kindern steht 
und alle 50 Minuten per Glockenschlag 
den Raum wechselt. Und wer sagt, dass 
Schule zu 90 Prozent aus „Vorlesung“ 
bestehen muss? Man braucht nicht viel 
Fantasie um zu erkennen, dass das al-
les auch anders ginge, wenn man andere 
Rahmenbedingungen schaffen würde.

 
Du hast dich in deinem letzen Buch, 

„Die PISA-Lüge“ deutlich für das Bil-
dungsvolksbegehren ausgesprochen. 
Nun haben 383.000 ÖsterreicherInnen 
das Begehren unterschrieben, im besten 
Fall ein mittelmäßiges Ergebnis und das, 
obwohl die Schule doch seit einigen Jah-
ren irgendwie im Zentrum öffentlicher 
Diskussion steht und dabei ständig Re-
formen gefordert werden. Wie erklärst 
du dir dann dieses Ergebnis?

Es gibt eine generelle Pattstellung in-
nerhalb der Gesellschaft, fast würde 
ich sagen, zwischen den Ständen. Die, 
die von einem neuen System nutznießen 
würden, haben keine Stimme und /oder 
erheben sie nicht. Das hat auch etwas 
mit der niedrigen gesellschaftlichen 
Stellung zu tun, in der sich diese Men-
schen befinden. Die, die eine Stimme ha-
ben – in Elternvereinen, in den starken 
Gewerkschaftsflügeln des Bildungsbür-
gertums, in den großen Schülerinnen-
Vereinigungen der Gymnasien -, haben 
Angst, durch eine moderne, durchlässi-
ge Schule ihre vermeintlichen Vorteile 
zu verlieren. Ich sage bewusst, vermeint-
liche Vorteile. Ich bin davon überzeugt, 
dass die Lehrerinnen und Schülerinnen 
und damit auch die Eltern in der AHS-
Unterstufe in Wien nicht viel zu lachen 
haben. Trotzdem klammern sie sich 
an das alte System. Da hat die Politik 
Ängste geschürt und verunsichert. Diese 
Menschen fürchten sich vor der Verän-
derung. 

Auch die Anliegen des Bildungsvolks-
begehrens wurden im Wesentlichen öko-

nomisch argumentiert. Gibt es in unse-
rer Gesellschaft keinen Platz mehr für 
die Bildung als Wert an sich?

Auch die Bildung ist kein Selbstzweck. 
Bildung kann aber Erkenntnisse bringen. 
Auch Erfolgserlebnisse, wenn man merkt, 
wie man das System Leben langsam zu 
begreifen, in seinen Zusammenhängen 
zu verstehen beginnt. Bildung öffnet.  
Ausbildung hingegen macht zu. Es redu-
ziert dich auf eine Ressource für den Ar-
beitsmarkt oder Wirtschaftsraum. Nicht, 
dass Ausbildung nicht zum Leben gehö-
ren würde. Aber das Leben darauf zu 
reduzieren, das wäre fatal. Die Schule 
muss den heranwachsenden Menschen 
für das eigene Leben öffnen, nicht für 
den Markt.

Lieber Niki, vielen Dank für das  
Interview.

Ich habe das Positionspapier der 
Vorsitzenden der fünf LehrerInnen-
gewerkschaften mit dem Titel „Wie 
Österreichs Schule noch besser wird“ 
kurz durchgesehen und bin nicht 
gerade begeistert davon. Vielleicht 
könnt ihr aber meine Kritikpunkte 
an die zuständigen Kollegen weiter-
leiten. 
•	 Es wird mehrfach betont, wie wich-

tig eine ausreichende Sicherheit der 
Schüler bei der Kommunikation in 
der Unterrichtssprache ist. Grund-
sätzlich halte ich das auch für 
wichtig. Leider fehlen allerdings 
Hinweise darauf, wie wichtig (be-
sonders vor Schuleintritt) die Si-
cherheit in der Erstsprache ist und 
dass die Erstsprache Basis für das 
Erlernen der Unterrichtssprache 
ist. Konzepte und Ideen, wie die 
Erstsprache in Kindergarten und 
Vorschule gefördert werden kann, 
fehlen im Positionspapier völlig.

•	 Die Anforderung, dass ausreichen-
de Kenntnisse der Unterrichtsspra-
che Bedingung für den Besuch 
einer Regelschule sind, erscheint 
mir viel zu strikt. Ich kenne genü-
gend Beispiele von Schülern, die 
im Verlauf des ersten Schuljahrs 
in einer fremden Sprachumgebung 
bei einer Kombination aus Förder-
unterricht und Regelunterricht bis 
zum Ende des Schuljahrs auch die 
wesentlichen fachlichen Inhalte er-
lernen konnten. 

•	 Das Positionspapier ist sehr kon-
kret und lässt kaum Spielraum 
bezüglich der gewohnten Unter-
teilung in Volksschule - Sekundar-
stufe 1 - Sekundarstufe 2. Ich hätte 
mir da Offenheit bezüglich neuer 
Modelle und eine ausgesprochene 
Bereitschaft zum Erproben neuer 
Modelle erwartet.

•	 Der Abschnitt „Gemeinsam stark 
und erfolgreich sein“ beinhaltet - so 
wie ich ihn lese - den Wunsch nach 
Disziplinierungsmaßnahmen wie 
die Drohung mit einem Zeugnis, 
in dem schlechtes Betragen, unent-
schuldigte Stunden etc. aufscheinen 
und somit den weiteren (Aus-)Bil-
dungsweg erschweren. Aus meiner 
bisherigen Erfahrung als Lehrer an 
der HTL Salzburg erscheinen sol-
che Maßnahmen aus Lehrersicht 
entbehrlich. Aus Sicht des Schülers 
stelle ich es mir sehr deprimierend 
vor, wenn man sein ganzes Leben 
dann einen Stempel als unzuver-
lässlicher Mensch herumtragen 
muss, nur weil man irgendeine 
schwierige Phase durchlaufen hat.

Mit kollegialen Grüßen,  
DI.Dr.Herbert Walter

Leserbrief

Dr. Manfred Spitzer eine Viertelstun-
de auf BR-Alpha, diesmal nicht mit Ge-
hirnforscherargumenten, sondern mit 
rein finanziellen, volkswirtschaftlichen 
Argumenten für massive Investitionen 
in die Bildung: www.youtube.com/
watch?NR=1&v=rODGaVYjdpA.

Wenn der Staat innerhalb von 10 Jah-
ren eine Bildungsreform schafft, sodass 
dann die bisher etwa 20% der „schlech-
testen“ SchülerInnen zu einem beträcht-
lichen	Teil	wenigstens	 auf	Pflichtschul-
abschlussniveau kommen, dann erspart 
sich der Staat im Laufe der folgenden 10 
Jahre Ausgaben in der Höhe eines der-
zeitigen Jahresbildungsbudgets. Nach 
weiteren 15 Jahren könnte sich die Er-
sparnis im Bereich der Sozialausgaben 
etc bereits auf die Höhe eines derzeitigen 
Jahresstaatsbudgets aufsummiert haben. 
Und da heute Geborene über 80 Jahre alt 
werden, werfen die höheren Bildungs-
ausgaben, wenn sie im Bereich der un-
teren 20% effektiv sind, nach weiteren 
30 Jahren in Summe so viel Gewinn ab, 
dass die gesamten heutigen Staatsschul-
den damit abgedeckt werden könnten. 

Angesichts einer Staatsversschuldung, 
die selbst bei großen Sparanstrengungen 
erst in frühestens 70 Jahren abgebaut 
werden kann, sollte endlich auch bei den 
Bildungsausgaben in so langfristigen 
Zeiträumen gedacht werden.

Beachten Sie bitte auch das Interview 
mit dem 79-jährigen Rupert Vierlinger: 
Plädoyer für eine echte Gesamtschule? 
Du darfst lernen, weil es dich interessiert?

w w w.w e r k s t a t t . o r . a t / i n d e x .
php?option=com_content&task=view&i
d=521&Itemid=1
Gary Fuchsbauer

Bildungsreform aus 
volkswirtschaftlicher Sicht
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Israel sehen und doch nicht sterben
Erfahrungsbericht vom 21. Israel Seminar des BMUKK und erinnern.at

Als ich 1990 nach zwei Dienstjahren 
von Wien nach NÖ übersiedelte und 
hier	 zu	 unterrichten	 anfing,	 wurde	 ich	
zum „Neulehrerseminar“ einberufen. 
Meine Proteste, dieses schon einmal in 
Wien genossen zu haben, halfen wenig. 
Also hieß es die Betreuung für zwei 
Kleinkinder zu organisieren, was ohne 
Großmütter/-väter in der Umgebung 
nicht so einfach war. 

Beim Seminar versuchte ich, die graue 
Eminenzin (Landesschulinspektorin) 
davon zu überzeugen, dass meine Anwe-
senheit eine Vergeudung von Steuermit-
teln sei. Darauf wurde ich angeschletzt: 
“Alle müssen das machen und Schlutz!“ 
Von da an hatte sie ein wachsames Auge 
auf all meine (immer wieder auch kri-
tischen) Äußerungen – im Übrigen die 
einzigen unter all den unsicheren Frisch-
lingen. 

Am zweiten Seminartag meinte sie, 
meine Anwesenheit sei doch nicht nötig 
und ich könne nach Hause fahren, was 
ich, unter Hinweis auf bereits erfolgte 
Organisation zu Hause und im Stillen 
auf Kontakte zu neuen KollegInnen oder 
doch noch etwas Interessantes hoffend, 
ablehnte. Von da an war das Verhältnis 
zwischen Eminenzin und mir festgelegt, 
gelinde gesagt: beeinträchtigt. 

Danach kamen Jahre engagierter Tä-
tigkeit: Schultheatergruppe, Projektun-
terricht – in NÖ damals ein Fremdwort, 
erst mit Hinweis auf den Projekterlass 
möglich – und Projekte im In- und Aus-
land. 

Auf die vielen kleinen und größeren 
schönbrunnergelben, behosten oder wa-
genradbehuteten Hürden einzugehen, 
die den Weg wahrlich abwechslungs-
reich, aber nicht karrieregekrönt mach-
ten, würde nun vom Thema entfernen. 

Nur eines habe ich in all den Jahren 
gemieden: Die zentral organisierte, bü-
rokratisierte Fortbildung im Dienste 
PC-gesteuerter (Wirtschafts-) Interes-
sen, kulturtouristischer Künstlichkeiten 
und präsentationsgeiler Eingleisigkeiten 
sowie Arbeitsgemeinschaften, die von 
einer gemeinsamen Arbeit der KollegIn-
nen Milchstraßen entfernt wohl eher die 
Umsetzung von monarchistischem Be-
hördenwillen zum Ziel haben. 

Und dann: A Wunder! Größtes Masel 
tov meiner 25-jährigen fortbildungs-
unwilligen Nicht-Karriere. 14 Tage in 
Israel, organisiert und bezahlt von Got-
toberst persönlich, dem BMUKK in Zu-
sammenarbeit mit erinnern.at, großzü-
gig genehmigt von der Eminenzin, weil 
in den Ferien. 

Der Nebensatz-Ankündigung, dass 
selbstverständlich für alle Programm-

punkte	Anwesenheitspflicht	 gelte,	 hätte	
es nicht bedurft. Alle sind begierig, ja 
hungrig, diese neue, exotische, wider-
sprüchliche und für manche von uns 
zumindest teilweise doch so vertraute 
Kultur aufzusaugen. 

Beginnend beim Sabbatgottesdienst, 
der	 meiner	 Empfindung	 nach	 eher	 das	
Gemeinsame zwischen Judentum und 
Christentum als das Trennende aufzeigt, 
über Vorträge an der Erinnerungsstätte 
Yad Vashem, in denen die österreichi-
sche, die eigene (Familien-)Geschichte, 
lange totgeschwiegen, wieder brennend 
aktuell wird, bis zur Diskussion um Mu-
seumskonzepte und Gedenkstättenpä-
dagogik spannt sich der Faden in einer 
Woche Jerusalem. 

Die atemberaubende Landschaft am 
Toten Meer, in Massada und am See 
Genezareth mit ihren Relikten des 6 Ta-
gekrieges von 1967 auf den Golanhöhen 
und auf dem Weg von Jerusalem nach 
Tel Aviv erzeugen eine gewisse Beklem-
mung, die bei opulenten Frühstücks-
buffets, schmackhaftem Humus und 
geschmacklosen Riesen-Plastikwaffen 
in den Händen dreijähriger arabischer 
Knirpse nur zwischendurch vergeht. 

Überhaupt sind die Widersprüchlich-
keiten menschlichen Zusammenlebens 
hier konzentriert wie unter dem Brenn-
glas der unablässig 33 und mehr Grad 
erzeugenden Sonne. 

Holocaust-überlebende Greisinnen be-
handeln arabische Kellner wie römische 
Sklaven, andere laden dich – obwohl Ös-
terreicher hier tatsächlich pauschal als 
Hitlers Landsleute empfunden werden – 
zu sich nach Hause zum Kaffee ein. 

Dazwischen zaghafte aber beharrliche 
Versuche, in pädagogisch gut durchdach-
ten und abwechslungsreichen Projekten 
arabische und jüdische Jugendliche im 
Center for Humanistic Studies in Beit 
Lohamei Haghetaot, im Ghetto Fighters 
Kibbutz, zusammen und auf den Weg 
der Koexistenz zu führen. 

Tel Aviv, die Weiße, Architekturpara-
dies, Strandparadies, Shoppingparadies, 
lenkt ab von Anschlägen, aber am Jaffa 
Markt lässt ein arabischer Händler seine 
Wut an meinem alten Hut aus, als ich, die 
westliche Europäerin oder Amerikane-
rin (so klar wird das hier nicht getrennt) 
beim Versuch einen neuen zu erstehen, 
das tue, was alle hier tun: Handeln. 

Ein abwechslungsreiches Programm 
lässt keine Langeweile aufkommen. 
Vorträge, Workshops, Museumsbesuche, 
Diskussionen, Exkursionen und Konzes-
sionen an die allgegenwärtige Hitze las-
sen dich eintauchen ins Tote Meer ohne 
unterzugehen oder im Schweiß versin-

ken, je nach Betrachtungsweise, denn 
hier ist der Ursprung der Dialektik, die 
nur in einer Frage an ihre Grenzen stößt: 
Araber oder Palästinenser? 

Aber zur Dikussion dieser Frage kom-
men wir hier nicht mehr, ist der Begriff 
Palästina doch scheinbar das einzige 
Tabu, das einem hier begegnet. 

Und die Seminarleitung? Ja, das Bes-
te kommt immer am Schluss! Mag. 
Elisabeth Streibel, immer eine gute Fi-
gur abgebend, ob bei kritischen Fragen 
an unseren Betreuer von Yad Vashem, 
Daniel Rozenga, oder in Verhandlun-
gen mit nicht ganz lupenreinen Taxi-
chauffeuren, ob inhaltlich-fachlich oder 
organisatorisch-menschlich immer eine 
Augenweide der Gelassenheit, ein ol-
faktorischer und auch nach logischen 
Kriterien ein Genuss. Zusammen mit 
der unauffälligen aber allgegenwärtigen 
Unterstützung durch ihren gipsarmbe-
hinderten Bruder Dr. Robert Streibel, ob 
auf der gepäckschwangeren Reise oder 
auf temporeichen Fußmärschen, bewan-
dert in historischen Sachfragen, Restau-
rant-Empfehlungen und Ortskenntnissen 
ergibt das eine Symbiose, die sicher ein-
zigartig und unnachahmlich ist. 

Susanne Schönbrunner
schoenbrunner@oeli-ug.at 

W
er

bu
ng



11

www.oeli-ug.at

Was ist nur los in Griechenland, in 
Portugal, in Spanien, in Italien und …? 
Blüht uns ÖsterreicherInnen das, was 
derzeit z.B. in Griechenland läuft, auch 
demnächst? Man möchte uns glauben 
machen, dass die Griechen faul sind und 
die Misere selbst verschuldet haben. Faul 
sind sie ganz bestimmt nicht. Die Grie-
chen haben mehr Arbeitstage im Jahr 
als wir. Woran liegt es dann, dass Grie-
chenland praktisch zahlungsunfähig ist, 
während die Superreichen in Griechen-
land über jede Menge an Steuerschulden 
verfügen und allein 560 Milliarden Euro 
in der Schweiz in Sicherheit gebracht ha-
ben. Wer nach Antworten sucht, sollte 
das Buch „Die SCHOCK-Strategie“ von 
Naomi Klein lesen. 

Die Strategie hat System: Ob in Bag-
dad oder Afghanistan nach der Invasion, 
ob in New Orleans nach Katrina oder 
in Sri Lanka nach dem Tsunami: Wäh-
rend die Menschen noch gelähmt von der 
Katastrophe sind, werden sie einer wei-
teren, diesmal ökonomischen „Schock-
Behandlung“ unterzogen. Naomi Klein 
erzählt die Geschichte einer der wirk-
mächtigsten Ideologien unserer Zeit, 

Milton Friedmans ökonomischer Dokt-
rin des freien Marktes, und zeigt wie mit 
jeder neuen Katastrophe Wirtschaft und 
Politik des Westens die Welt neu unter 
sich aufteilen.

Zusammenfassung aus dem Buch: 
„Während Spendengelder von Europa 
z.B.	 nach	 Sri	 Lanka	 flossen,	 um	 den	
mittellosen Tsunamiopfern, Fischern 
der Küstenregion, zu helfen, wurden 
dort die Überlebenden von den Stränden 
vertrieben, mit den Geldern Straßen ge-
baut, nicht für die Opfer, sondern dafür, 
dass sich internationale Hotelketten an 
der Küste ansiedeln können mit Zim-
merpreisen um 800 Dollar die Nacht.“ 
Dorthin können z.B. jene 10 Prozent 
der Österreicher, denen 90 Prozent des 
Volksvermögens in Österreich gehört, 
auf Urlaub fahren und sie werden Zim-
mermädchen und Hotelpagen, ehemali-
ge Fischer, treffen, die zu Hungerlöhnen 
in den Hotelketten arbeiten dürfen.

Nachdem der Kapitalismus-Tsunami 
von der Ideologieschmiede der Univer-
sität Chicago aus seit 50 Jahren fast über 
die ganze Welt rast, ist nun Europa dran. 
Griechenland ist nur ein erster Testlauf, 
um zu sehen, was vom Mittelstand noch 
zu holen ist, schließlich kann man durch 
das Herunterfahren der Sozialsysteme 
und mittels Privatisierungen noch jede 
Menge Geld aus den Menschen heraus-
pressen.

Wer das Buch „Die SCHOCK-Stra-
tegie“, immerhin 750 Seiten, von Nao-
mi Klein gelesen hat, ist mit Sicherheit 
schockiert, sieht die aktuellen Ereignisse 
auf diesem Planeten aber in einem neuen 
Licht. 

Fischer Taschenbuch Verlag, 
ISBN 978-3-596-17407-2

Buchtipp: Naomi Klein, „Die SCHOCK-Strategie“ 
Der Aufstieg des Katastrophen-Kapitalismus

Von Josef Straßhofer
für Sie gelesen!
strasshofer@oeli-ug.at

Für mich war es bisher eine Selbst-
verständlichkeit, an der Schulent-
wicklung aktiv mitzuwirken und z.B. 
bei Informationsabenden an Haupt-
schulen und Betreuung von Ständen 
auf Bildungsmessen mitzumachen. 
Ich habe dies auch deswegen getan, 
weil ein kompakter Stundenplan mir 
jene Freiräume gab, dafür motiviert 
zu sein. Im heurigen Jahr habe ich 
eine sehr lückenhafte Diensteintei-
lung und werde (deshalb) mehr als 
andere KollegInnen zur (Gratis-)Sup-
plierung herangezogen. Aufgrund 
weiterer Meinungsverschiedenheiten 
mit meinem Direktor habe ich nun 
bekanntgegeben, die Werbetätigkei-
ten für die Schule nicht mehr durch-
zuführen. Ich suche nun Information, 
auf welcher rechtlichen Grundlage 
AHS-/BMHS-LehrerInnen die Ver-
pflichtung	an	der	Mitwirkung	solcher	
Tätigkeiten haben. Im VS und HS 
Bereich sind dafür die C-Töpfe vor-
gesehen, die meines Erachtens nach 
in meinem Bereich nicht gelten.

Liebe KollegInnen, wie seht ihr 
das mit den immer mehr werdenden 
nichtunterrichtlichen (Gratis-)Arbei-
ten?
AutorIn der Redaktion bekannt (Ant-
worten werden weitergeleitet).

Leseranfrage

Der Wurm sitzt in der Familie (Fami-
lienpolitik), da gibts bei uns dutzen-
de Beispiele an der Schule. Es klingt 
zwar ketzerisch, aber in Österreich 
müsste man das gleiche System wie in 
der DDR einführen, gewissen Eltern 
müssten ab dem 2. oder 3. Lebensjahr 
die Kinder entzogen werden und dann 
ganztägig in „staatlichen Horts“ erzo-
gen werden. Bei vielen Eltern, Aus- 
wie Inländern ist Bildung nichts mehr 
wert, sie sind auf ihrem EGOTRIP 
unterwegs und schon die Babies blei-
ben auf der Strecke! Ich habe wegen  
schlechter Leistungen 12 Eltern zu 
einem Beratungsgespräch eingeladen. 
Gekommen ist nur ein Vater und der 
hat dann seine Frau verantwortlich 
gemacht, dass sein Sohn nichts lernt. 
Oder ein anderes Beispiel: Mutter von 
4 Kindern bekommt Einladung der 
Volksschullehrerin (Super-Pädago-
gin, mein Sohn hatte sie ebenfalls 4 
Jahre) zu einem Gespräch. Reaktion 
der Mutter, ich zitiere: „Ich messe dem 
Ganzen keine Bedeutung bei, da habe 
ich was Besseres zu tun.“ Der Bevöl-
kerung, speziell den Eltern muss klar 
gemacht werden, wie wichtig gerade 
in der heutigen Zeit Bildung ist. 
Ein HTL-Lehrer

Leserbrief

Das bisherige Ziel der Bildungspoliti-
kerInnen in Wien war offenbar die Um-
setzung einer tiefgreifenderen Schulre-
form, als es die Einführung der Neuen 
Mittelschule darstellt. Ablesbar wird das 
daran, dass die Erweiterung der Anzahl 
der Wiener Mittelschulstandorte nur un-
ter Beteiligung von weiteren AHS-Stand-
orten umgesetzt werden sollte. Sicher 
der richtige Weg, wenn es um die Ein-
führung einer gemeinsmen Schule aller 
PflichtschülerInnen	geht.	Der	parteipoli-
tische Druck scheint aber dann doch zu 
groß geworden zu sein! Der „rote“ Bür-
germeister – die „rote“ Bundesministerin 
– forderten wohl vom SSR für Wien ein, 
bei der Umsetzung von „Reformen des 

Schulsystems“ nicht hinter den anderen 
Bundesländern zurück zu bleiben. Der 
SSR musste offensichtlich kapitulieren!

Also kurz gesagt - alle KMS-Standor-
te in Wien werden schrittweise in Neue 
Mittelschulen umgewandelt. Die bereits 
installierten Wiener Mittelschulen sollen 
daneben weiter bestehen. Das Ziel, eine 
gemeinsame	 Schule	 flächendeckend	 zu	
erreichen, rückt damit in weite Ferne!

Auch wenn die Umwandlung der Ko-
operativen Mittelsschulen in manchen 
Bereichen einen „kleinen“ Fortschritt be-
deuten kann, so ist sie auf dem Weg zu ei-
ner gemeinsamen Schule ein Rückschritt. 
Gaby	Bogdan,	apfl-ug
bogdan@oeli-ug.at

Nimm den Schraubenzieher raus 
und schraub ein neues Schulschild drauf!
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Österreichische LehrerInnenInitiative 
 Unabhängige GewerkschafterInnen 
lehnen GÖDGehaltsabschluss ab

Das Volumen des Regierungsange-
bots (rund 280 Mio. Euro für die Ge-
haltserhöhung) wurde von der GÖD 
und ihrem Chefverhandler Neugebau-
er akzeptiert, auf bereits beschlossene 
Kampfmaßnahmen „für den 3er vor dem 
Komma“ hat das GÖD-Präsidium ver-
zichtet.	 Inflationsabgeltung	 plus	 Anteil	
am Wirtschaftswachstum des vergange-
nen Jahres von 4,65 Prozent (Einstiegs-
forderung) bzw. 3,9 Prozent (nach der 
GÖD-Bundeskonferenz am 29. Novem-
ber 2011) ab 1. Jänner 2012 werden den 
öffentlich Bediensteten, BeamtInnen, 
Vertragsbediensteten, Privatangestellten 
und prekär Beschäftigten in den ausge-

gliederten Betrieben nicht zugestanden.
Die von den Unabhängigen Gewerk-

schafterInnen geforderte soziale Kom-
ponente (wenigstens 100 Euro für jede/n) 
findet	sich	im	Gehaltsabschluss	mit	2,56	
Prozent plus 11,1 Euro wieder, bringt 
wenigstens für die Einkommen bis ca. 
2500 Euro mehr als 3 Prozent. Der Ver-
zicht des Dienstgebers auf die auf le-
benslängliche Einkommensminderung 
abzielende Einmalzahlung wurde mit 
dem Verschieben der Gehaltserhöhung 
auf 1. Februar und mit überfallsartig 
wirksam werdenden Verschlechterun-
gen beim Anspruch auf die Jubiläums-
zulage (erst nach 40 statt 35 Dienstjah-
ren bei Frühpensionierung) erkauft.

Während die FCG den Abschluss im 
Vergleich mit Abschlüssen in Krisenlän-
dern „sich sehen lassen kann“, verglei-
chen die Unabhängigen Gewerkschaf-
terInnen die 2,56 Prozent + 11,1 Euro 
mit den 3,5 - 4,2 Prozent der österrei-
chischen Metaller, der Privatangestell-
ten oder im Handel: Statt die Kaufkraft 
auch der 350.000 öffentlich Bediensteten 
zu sichern und damit Inlandsnachfrage 
bei	 rückläufigen	 Exporten	 zu	 gewähr-
leisten, verzichtet der Dienstgeber Staat 
darauf und auf dringend notwendige Zu-
kunftsinvestitionen in Bildung, Soziales 
und öffentliche Dienste.

Die GÖD, die in Fragen der Vermö-
gens-, Millionärs- und Spekulations-
steuern von der Mehrheitsfraktion be-
harrlich auf ÖVP-Linie gehalten wird 

Reale Kaufkraftverluste - kein „sehr guter Abschluss“!
Schwächstes Vehandlungsergebnis bisher!

und die sich im ÖGB und beim grad ver-
gangenen GÖD-Kongress als vehemente 
Gegnerin dieser „Reichensteuern“ pro-
filiert,	 hatte	 in	 den	 Verhandlungen	mit	
Heinisch–Hosek, Fekter, Faymann und 
Spindelegger deren Budgetsachzwang-
Argumenten nichts entgegenzusetzen. 
Auch nicht die Mobilisierung der Mit-
glieder und die Solidarität der Arbeiter- 
und Angestelltengewerkschaften und 
des ÖGB.

Für eine demokratische und solida
rische Gewerkschaft aller Arbeitneh
merInnen im öffentlichen Dienst!

Eine Urabstimmung der Gewerk-
schaftsmitglieder über den Gehalts-
abschluss hat es nicht gegeben, nicht 
einmal eine neuerliche Beratung der 
Bundeskonferenz, eine hastige e-mail–
Abstimmung unter Bundeskonferenz-
Mitgliedern ist dafür kein Ersatz.

UGöD und ÖLI-UG bekräftigen daher 
ihre Forderung nach einem Konjunktur-
paket Bildung, Soziales und Öffentliche 
Dienste und werden in der GÖD und im 
ÖGB weiterhin aktiv für eine offensive 
Steuer- und Budgetpolitik im Interesse 
der ArbeitnehmerInnen eintreten. Und 
für die auch und erst recht angesichts des 
unbefriedigenden Gehaltsabschlusses 
notwendige Demokratisierung der GÖD.

Glück auf, trotz alledem!
Beschlossen von der ÖLI-Generalversammlung im 
Dezember 2011 www.oeli-ug.at, 0680 2124358

Wir wünschen Ihnen Fröhliche Weihnachten 
und einen guten Rutsch ins neue Jahr

Die PISA-Lüge: 
Wie unsere Schule wirk-
lich besser wird.
Wieder ein gelungenes 
Werk von Niki Glattauer, 
das komplizierte Hinter-
gründe kompakt und 
verständlich näher 
bringt. W
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